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1 Änderungen im (Geriehtswesen.— 2 Kundmachung betreffend die Aufnahme von KBinheimischen 
zur k. u. k. Gendarmerie in den besetzten Gebieten Polens.— 3. Kundmachung betreifs Abfuhr von 


Getreide. 


4. Schutz der Felder, Wiesen und Obstgärten.— 5. 


Wiederauf- 


Lebensversicherung. — 6. 


nahme der Tätigkeit der „Landwirtschaftl. Gesellschaft“ und der „Landwirtschaftl. Bodenkredisgesell- 


schaft“.— 7. Herausgabe von Kriegsgut.— S5. Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 22. April 


1916, betreffeud das Spiritus- und Branntweinmonopol und die Bekämpfung der Trunksucht. 


1. 
Änderungen im Gerichtswesen. 


Durch die Verordnung des A. O. K. vom 9 Mai 
LJ, V. Bl. Nr. 58 werden die Zivilgerichtshöfe in 
den Gouvernementstädten in ihrer früheren Verfas- 
sung wieder hergestellt. Die Gemeindegerichte wer- 
den den Kriedensgeriehten gleichgestellt und dadurch 
ihr Wıirkungskreis erweitert, Auch die bisherigen 
Gemeindegerichte werden fortan die historische Bezel- 
chnuug „Friedensgericht“ führen. 

Als zweite Instanz für die Friedensgerischte wird 
in jedem Kreise eu Kreisgericht bestellt. Uber 
Rechtsmittel gegen Entscheidungen der Gerichtshöfe 
entscheidet das Berufungsgericht des Miılitärgeneral- 
guuveruements. 

In alien diesen Gerichtsinstauzen ist die Beteili- 
gung von Angehörigen des Landes an der Rechtspre- 
chung vorgesehen. Die k. u. k. Militärverwaltung 
räumt der einheimischen Bevölkeruug einen viel 
weiteren Wirkungskreis in der Ausübung der Rechts- 
pflege ein, als dies vorher in Friedenszeiten der Fall 
war. Sie gibt damit dem Volke einen neuerlichen Be- 


weis ihres Vertrauens. Die Bevölkeruug soll durch 


ihre zum Richteramte berufenen Vertreter vollen 
Einblick in die Rechtspfege und die (ewißheit erlan- 
gen, daß in diesen Einrichtungen nur das Wohl des 
Landes und die Sicherung unbeemflußter Gerechtie- 
keit maßgebend ist. Diese Überzeugung dürfte übri- 
gens schon die bisherige Wirksamkeit der Gerichte 
zur Zeit der Okkupabion allgemein gefestigt haben 
Die Militärverwaltung erwartet, daß das von ihr 
bekundebte Vertrauen von der Bevölkerung mit glei- 
chem Vertrauen erwidert werden wird Sie zählt da- 
rauf, daß die zum Richteramt Berufenen bereitwillig 
und vertranuensvoll mit den staatlichen Itiehtern zum 
Wohle des Landes zusammenwirken werden, Behuts 
Besserung und Festigung der Vormmndsehaftsptlege 
wird die Justiz bald auch an weitere Kreise der Bevölke- 


rung mit der Aufforderung zur Mitwirkung herantreten. 


2; 


Kundniachung betreffena die Aufnahme von Einheini- 
schen zur k. u. k. Gendarmerie in den besetzten 
Gebieten Palens. 


Die k. u. k. Militärverwaltung in den besetzten 


Gebieten Polens hat die Herauziehung freiwillig sich 


es A u Maa 
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meldender Einwohner des Okkupationsgebietes zum 


Gendarmeriedienste ın diesem Gebiete genehmigt. 


Dieser freiwillige Eintritt ist — da die k. u. k. 
Gendarmerie in den besetzten (Gebieten Polens em 
inbegrierender Bestandteil des k. u. ko Heeres ist — 
dem zufolge Allerhöchster Entschliessung vom 1. 
Oktober 1914 bewilligten freiwilligen Bintritt in die 


k. u. k. bewaffnete Macht gleichzuhalten. 


1. Bedingungen für die Aufnahme: 


a). Volle Kriegsdiensttanglichkeit und ein Al- 
ter zwischen 20 und 80 Jahren, 


b). gerichtliche Unbescholtenheit, 


6). Kenntnis der polnischen Sprache in Wort 
und Schrift, wobei Bewerber, welehe auch der deut- 
schen Sprache mächtig sind, vorzugsweise berücksich- 
bigt werden, 


d). lediger Stand oder kiuderloser Witwerstand, 


e). Verpflichtung, mindestens vier Jahre bei der 
Gendarmerie in den besetzten Gebieten Polens aktiv 


zu dienen. 


Minderjährige bedürfen zum freiwilligen Bintrite 
der Zustimmung des Vaters oder Vormundes, welche 
schriftlich erklärt und von der Gemeinde bestätigt 
sein muss. 

2. Gebührenbestimmungen: 


Die Aufnahme erfolgt zunächst auf 6 Monate; 
nach dieser Probezeit erfolgt die Übersetzung zur 


Gendarmerie. 


Die Anfangsgebühren betragen—nebst dem sys- 
temisierten Etappenrelutum (derzeit 3 K. 12 h. tüg- 
lieh)—2 K, 74 h. an Löhnung und 1 K. 20 h. au 


Feldzulage pro Tag. 


Jeder Bewerber hat brauchbare Bekleidung, Be- 
schuhung und Wäsche mitzubringen, erhält aber in 
weiterer Folge ärarische Montur, Schuhe und Rüs- 
tung, 


Jedem Gesuche ist nebst den soustigen Original- 
dokumenten (Taufschein, Sehulzeugnisse etz) auch ein 
vom Bewerber eigenhändig geschriebener Revers in 
deutscher oder polnischer Sprache folgenden Inhaltes 


beizulegen: 
REWER®S, 


Ich verpflichte mich für den Fall meiner 


Aufnatrme in die k. u. k Gendarmerie für die 


besetzten Gebiete Polens bei dieser Gendarmerie 


wergstens vier Juhre aktir zu dienen, 


Datum Unterschrift: 


2 AeIE 


Die Autnahmsgesuche der Bewerber haben bis 
längstens 30. Juni 1916 beim Kreiskommando einzu- 


langen. 


Die Aufgenommenen unterstehen vom Tage 
ihres Binbrittes zur Gendarmerie den militärischen 
Strafgesetzen und Disziplinarvorschritten ın gleicher 


Weise wie die Angehörigen des k. u k. Heeres. 


3. 


Kundmachung. 


betreffs Abfuhr von Getreide. 


Durch wiederholte Kundmachung ist allgemein 
und jedermann bekannt, dass ab Ende Feber 1916 
bis zur kommenden Ernte per Kopf der Bevölkerung 
2 Korzee Brotgetreide und per Pferd 3 Korz. Lafer 


gebühren. 


Der Frühjahrsanbau ist längst east mi u 
ist dem Kreiskommando bekannt, dass noch beträcht- 
liche Mengen an Getreide, selbst im ungedroschenen 
Zustande, in den einzelnen Meierhötfen und Wirt- 
schaften lagern. Das Kreiskommando hat auch wine 
Liste der Namen Jener, die Getreide bei sich gebur- 


gen haben. 


Das Kreiskommando fordert die Produzenben 
hiemis in ihrem eigenen Interesse auf alle oer 
schüsse, die sich nach Abzug früher genannter Gebühr 
ergeben, ehestens an das nächstgelegene Getreide- 
magazin zur Abfuhr zu bringen, well sie von nun an 
ohne Wiücksichbnahme reguiriert werden und dem 
Produzenten blos die Hälfte der Höchsbpreise fur die 


requirierte Frucht ausbezahlt werden wird 


4, 
Schutz der Felder, Wiesen und Obstgärten, 


Zum Schutz der angebauten Felder, Wiesen und 


Vbstgarsen werden fulgende Anordnungen erlassen: 


m 
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l. Feldschäden. 
Verboten ist: 
1.) Das Befahren und Betreten angebauter | 


Felder und Wiesen aus anderen als wirtschaftlichen 


Gründen. 

2) Das Weiden von Vich anf angebauten Fel- 
dern und auf solchen Wiesen, welche sieh zur Houge- 
winnung eignen. Vieh, welches auf Feldrainen weidet, 
muss an einer Leine geführt werden. 

3.) Das treie Hinaustreiben der Pferde, Kühe, 
Schweine und Gänse ete. auf Weiden ohne besondere 
Aufsicht. 

Füt- 


terungszweeken oder in böswilliger Absicht, sowie das 


4.) Das Ausmähen unreifen Getreides zu 


tleckenweise Ausmähen von Gras auf Wiesen, enige- 
gen den Gesetzen einer rabionellen Hengew innung. 
“ 

5.) Die Beschädigung angebauter Felder oder 
Wiesen in böswilliger Absicht oder aus Fahrlässigkeit. 
uder an 
He- 
rausziehen der zum Schutze dieser Baume angebrach- 


ten Pllöcke. 


6.) Die Beschädigung der in Gärten 


den Strassen wachsenden Obstbäume, sowie das 


Eiufriedungen der 
die 


der Wassergräben und Feldgrenzen. 
D 5 


7) Die Beschädigung von 


Gärten, Wiesen und Felder oder Beschädigung 


B} Insbesondere wird die Schonung der Ölfrüchte 


wie Raps und Mohn Jedem zur Phieht gemacht. 


il. Vertilgung des Unkrautes. 


Uukräutern ist besonders die 


1) Von 


Ackerdistel die Ursache der Verunkrautung von Feld 


den 


und Wiesen. Sie wächst in Unmengen auf den Feld- 


ramenu und ihre Samen werden vom Winde kilo- 
meterweit enttragen. 
Jeder Landwirt ist verfliehtet nicht nur seine 


Felder and Wiesen, sondern auch alle Feldrams, 
Waldlisieren und Strassengräben, welche an seinen Be- 
sitz grenzen, frei von Jedem Unkraut zu halten, ms- 


besondere aber die Ackerdistel zu vernichten. 
Aus- 


breitung auf deu eigenen und die Übertragung auf 


Dasselbe gilt auch vun Kleeseide, deren 


tremde Felder, durch Ansmähen und Bedecken mit 


Erde oder Ausbrennen verhindert werden muss. 


2.) Die Verbreitung von Rost ist zu verhinderu 


und die Nährplanzen des Rtostpilzes zu vertilgen Zu 
diesen zählen in erster Linie die Berberize, Aia Och- 
senzunge und die Beinwurz. 

8) Beim Aubau müssen die Felder sorgfältig 
von Quecken gereinigt werden. Verqueekte Felder lie- 
fern den Beweis einer nachlüssigen Bodenbearbeitung 
und wird das Kreiskommando solehe Nachlässigkeit 
alınden. 

4) Jeder Bezitzer ist verpflichtet seine Obst- 


bäume von Ungeziefer und Raupen zu reinigen. 


Die Übertretungen dieser Verordnung werden 


ınsotern sie nieht Merkmale schwerer zu alndenden 
Delikte tragen, nach Massnahmen der Vdg des 


0.0. K. vom 19.8. 1915 Z. 80 V. BI mit Geldstrafe 


bis 26:00 Kronen oder Arrest bis 6 Monate bestraft. 
Ausserdem ist der Schuldige verpliiehtet dem Beschä- 


digten Schadenersatz zu leisten, 

Die k. u. k> Gendarmerie und Finanz, die land- 
wirtschalslichen Sekretire, die Wöjte und Sottyse ha- 
ben auf die strenge Durchführung dieser Verordnung 
zu achten und jede Übertretung oder Nachlässigkeit 


zur Anzeige zu bringen. 


5. 
Lebensversicherung. 


Der wechselseitigen Versieherungsgesellschaft in 
Betriebe der 


Lebensversicherungsiweschäfte im Okkupationsgebiete 


Krakau wurde die Bewilligung zum 


erteilt. In Lublin wird eine Zahlstelle errichtet werden. 


6. 


Wiederaufnahme der Tätigkeit der „Landwirtschaft, 
Gesellschaft” und der „Landwirtschaftl. Bodenkredit- 
gesellschaft“. 


Der landwirtschaftl. Gesellsehait in Polen und 
der landwirtschattl. Bodenkredisgesellschaft in Polen 
wurde die Wiederaufnahme ihrer Tävigkeit im öster. 


ung. Okkupabionsgebiete bewilligt 


7. 
Herausgabe von Kriegsyut. 


Gelegentlich der im Bereiche dieses Kreises 


-m> m MO! 


stattgefundenen Kämpfe hat sich die Bevölkerung 
viel, teilweise herumtiegendes, teilweise zurückgelas- 


senes Kriegsgut angeeignet. 


Es sind bereits mehrere Verordnungen und 


Kundmachungen verlautbart worden, in welchen 
dringendst zur Ablieferung solcher Gegenstände auf- 


gefordert wurde. 


Der unbefugte Besitz von Watfen, Munitionsge- 
geuständen und Sprengstoffen wird als Verbrechen 
geahndet. Der unbefugte Besitz anderer Kriegsmate- 
Feldfla- 


Betten, etz.) wird vom 


nalien (Spaten, Beilpieken, Kochapparate, 
schen, Stacheidraht, Decken, 
k. u. k. Kreiskommwando gemäss Väg. des A. O. K. 
vom 19.8. 1915 Nr. 30. mit Arrest bis zu sechs Mo- 


naten oder Geldstrafe bis 2.00V Kronen bestraft. - 


Die Bevölkerung wird ernstlich ermalnt, die in 
ihrem Besitze befindlichen Kriegsmaterialien ım Wege 
oder der k, u. k, 


der Gemeinden Gendarmerieposten 


dem k. u. k. Kreiskommando abzuliefern. 


Die freiwillige Ablieferung vor erfolgter Bean- 


ständung hat die Nachsicht der Strafe zu Folge. 


Die k. u. k. Gendarmerieposten - Kommanden, 
Wöjte und Soltyse werden hiemit beauftragt, diese 
Kundmachung weisgehendst zu verbreiten und die 
Bevölkerung vor der leicht zu vermeidenden strengen 


Bestrafung zu warnen. 


8. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 22. April 
1916, 


betreffend das Spiritus- und Branntweinmonopol und 
die Bekämpfung der Trunksucht. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Oberbe- 
fehles übertragenen Befugnisse der obersten Zivil- und 
Militärgewait finde Ich für die in österreichisch-unga- 
rischer Militärverwaltung stehenden Gebiete Polens 


Vkkupatiunsgebiet) anzuordnen, wie folgt: 
L. Abschnitt, 


Spiritus- und Branntweinmonopol. 


SE 


Eintuhr und Absatzmonopohk 


Die Einfuhr von Spiritus und Branntwein in das 
Okkupationsgebiet und der Absatz von Spiritus und 
Brauntwein in diesem Gebiete sind der k. u. k. Militär- 


verwaltung vorbehalten. 


Unter Spiritus werden alle gebrannten alkohol- 
hältigen Flüssigkeiten, unter Branntwein alle solche 
Flüssigkeiten verstanden, die sich mit oder ohne Zu- 


satz zum (feträuke eignen. 
Sa 
Ausnahmen vom Monopole. 


Das 


Verordnung bestimmen, daß die Einfuhr und der Ab- 


Militärgeneralgouvernement kann durch 
satz bestimmter Arten von Spiritus oder Branntwenn 
vom Kinuuhr und Absatzmonopole allgemein ausge- 
auf ıhr Ansu- 


nommen isy vier einzelnen Personen 


chen bewilligt werden kann. 


$ 8. 


Eiufuhr und Ausfuhr. 


Die Einfuhr von Spiritus oder Branntwein in 
das Okkupationsgebiet dureh die k. u. k. Mılitärver- 


waltung ist zolifrei. 


Die Eiwfuhr für die in $ 4, Punkt 1, 2,3 und 6, 


der Zollordnung (Verordnung des Armeeoberkom- 
mandanten vom 81. Mai 1915, Nr. 15 V.-Bl.) bezei- 


ehneten Zwecke unterliegb keiner Beschrankung. 


Die Ausfuhr von Spiritus oder Branntwein aus 
dem Okkupationsgebiete ist verboten. Ausnahmen von 
diesem Verbote werden vom Militargeneralgouuverne- 
ment oder von den hiezu durch Verorduung des Mili 
tärgeneralgouvernements besonders ermächtigten Or- 


ganen bewilligt. 


$4 
Ermächtigung zum Absatze von 


Spiritus oder Branntwein. 


Zum Absatze von Spiritus oder Branntwein kön 
nen einzelne Personen von der k. u. k. Militärverwal- 
wng durch Erteilung der Konzession zum Spiritus- 


Maß abe IL Ab- 


oder Branntweinhandel nach des 


selinittes ermächtigt werden 


Die Konzession ersetzt auch die Einkaufsbewilli- 
guug'$ 4 der Verordnung des Armeeoberkommandan- 
ten vom lö. Dezember 1915, Nr. 47 VBL). 


Preisbestimmung. 


Die Preise für den Verschleiß von Spiritus oder 


Branntwein werden durch Verordnung des Militär- 


generalgonverneurs festgesetzt. Die nach § 2 vom 
Absatzmonopole allgemein ausgenommenen Arten von 
Spiritus oder Branntwein können von der Preisbestim- 
mung ausgenommen werden. 


Das Militärgeneralgouvernement bestimmt die 


Preise, zu denen der Erzeuger den Spiritus oder 


Branntwein der k. u k. Militärverwaltung abgeben 


muß, sowie die Preise, zu denen ihn die k.u. k. Mili- 


tärverwaltung den Händlern überläßt. Die letzteren 
Preise sind für Branntwein in Gold zu entriehten; 
das Milivärgeneralgouvernement kann m rücksıchts- 


würdigen Fällen eine andere Art der Zahlung bewil- 
ligen. 
Alle indirekten 


oder vom Absatze des dureh die k. u. k. Militärver- 


Abgaben von der Erzeugung 
waltung eingetührten oder erworbenen Spiritus oder 


Brauntweines sind aufgehoben. 


IL Aeschnitt. 
Gewerberechtliche Bestimmungen. 


8 6. 


Konzessionsbehörde, Konzessions- 


urkunde. 


Zum Handel mit Spirisus oder Branntwein ist 


eine Bewilligung (Konzession) des Kreiskommandos 


notwendig, in dessen Amtsgebiete der Betrieb statt- 


unden soll. 


Die Konzession kann auch für den Handel mit 


bestimmten Arten von Spiritus oder Branntwein oder 


tür bestimmte Arten des Gewerbebetriebes erteilt 
werden, 
insbesondere: 


l. für den Handel miv solehen Arten von Spiri- 
tus oder Branntwein, deren Absatz vom Monopole der 


k. u, k. Militärverwaltung ausgenommen ist ($ 2), 


2. für den Handel miv solchen Arten von Spiri- 
tus oder Branntwein, deren Absatz unter das Monopol 
der k. u- k. Miliärverwaltung fällt \$ 4), 

3. für den Ausschank von Branntwein oder für 
den Handel mib Branntwein in Mengen von weniger 


als tünt Litern. 


Über die Bewilligung wird eine Urkunde (Kon- 


zesstonsurkunde) ausgestellt. 


Se 

Konzessionsinhaber. 
Die Konzession wird nur durchaus verläßlicheu 
und unbescholtenen Personen erteilt, die eine entspre- 
chende allgemeine und kaufmännische Bildung besit- 
zun. 
Pächter 
Stellvertreter 
g bedarf 


Genehmigung des Kreiskommandos Der Stellvertreter 


Der Betrieb des Gewerbes durch einen 
ist verboten. Der Betrieb dureh einen 


auf Rechnung des Konzessionsinhabers der 
muß den Voraussetzungen des ersten Absatzes ent- 
sprechen. 


Nach dem Tode des Konzessionsinhabers kann 
das Gewerbe für Rechnung der Witwe, die mit ihm 
bis zum Tode in gemeinsamen Haushalte gelebt hat, 
während des Witwenstandes oder für Rechnung der 
erbberechtigten minderjährigen Deszendenten bis zur 


Erreichung der Großjährigkeit auf Grund der frühe- 


ren MKonzessionsurkunde fortgeführt werden; dem 
Kreiskommando ist hievun die Anzeige zu erstatten 


und, nach Ertordernis, ens im Snine des vorhergehen- 


den Absatzes geeigneter Stellvertreter namhatt zu 


machen- 


g 8. 


Branntweinausschank. 


Die Konzession zum Ausschanke von Brannt- 


wem i$ 6, Punkt B, wird nur solehen Bewerbern er- 
teilt, die iu demselben Lokale auf Grund sonstiger 
Gewerbeberechtigungen auch die Verabreichung von 
Speisen und den Ausschauk anderer Getränke betrei- 


ben. 


Die im ersten Absasze bezeichneten Gastwirte 


können zum Genusse im Gastlokale Branntwein in 


unverschlossenen Gefäßen bis zur Menge von höch- 


stens einem Avhtelliter verkauten. 


darf Spiritus oder Branntwein nur 
nicht 


Im übrigen 


in handelsüblich verschlossenen (Gefäßen und 


zum Genüsse im Verkaufslokale selbst verkauft werden. 


Betriebsstätte, 


Auf Grund derselben Konzession kann der Spi- 


ritus- oder Branutweirhandel nur in einer Gemeinde 


und nur in den in der Konzessionsurkunde bezeich- 


neten Betriebsstätten ausgeübt werden. 


Bei Übersiedlung innerhalb derselben Gemeinde 
ist dem Kreiskommando, wenigstens eine Woche vor 
Eröffnung des Betriebes in der neuen Betriebsstätte, 
die Anzeige zu erstatten. Die Übersiedlung des Brannt- 
weinausschankes ($ 8) bedarf der Genehmigung des 


Kreiskommandos. 


§ 10. 
Art und Umfang des Betriebes. 


Die Konzessionsurkunde bestimmt die Art und 
den Umfang des Betriebes, insbesondere die in § 6 
unter l, 2 und 3 bezeichneten Betriebsarten, und ob 
die Ware nur an Händler oder auch unmittelbar an 


Konsumenten abgegeben werden darf. 


8 all. 
Behördliche Aufsicht. 


Der Betrieb des Spiritus- oder Brauntweinlan- 


dels ist unter amtliche Aufsicht gestellt. 


Den zur Ausübung dieser Aufsicht berufenen 
Organen ist der Eintritt in die Gewerberäume, deren 
Durchsuchung, sowie die Einsicht in die Geschäfts- 
bücher und sonstigen Aufzeichnungen über den Spiri- 


tus- oder Branntweinhandel freigestellt. 


Der Kreiskommandant kann verfügen, daß Be- 
triebsstätten, in denen der Handel mit Branntwein 
ausgeübt wird, an bestimmten Tagen oder zu bestimm- 


ten Stunden geschlossen werden mussen. 


§ 12. 
Verbotene Arten des Absatzes. 


Die Verwendung von Automaten zum Alsatze 


von Branutwein Ist verboten. 


Niehtflüssige Stoffe, die ausschließlich zur Her- 
stellung von Branntwein bestimmt sind, dürfen nur 
an dig zur Branntweinerzeugung befugten C swerbe- 
treibenden verkauft werden. Das Feilhalten solcher 
Stoffe in allgemein zugänglichen Geschäftslokalen ist 


verboten, 


8 13. 
Apotheken. 
Der Verkauft bestimmter Arten von Spiritus 
oder Branntwein über ärztliche Verschreibung im 


Betriebe von Apotheken wird durch die Vorschriiten 


dieses Absehnittes nieh berührt 


Apotheker sind zum Absatze der nach den Sa- 
nibätsvorschriften zum Verkaufe in Apotheken zugelas- 
senen Arten von Spiritus oder Branntwein ohne Er- 


teilung einer Konzession gemäß $ 4 ermächtigt. 


III. Abschnitt. 
Privatrechtliche Bestimmungen. 


8 14. 
Nichtklagbarkeit von Zechschulden. 


Forderungen aus dem Verkaufe von Branntwein 
sowie von anderen geistigen Getränken an den Kon- 
sumeuten sind nicht klaghbar, wenn der Schuldner zur 
Zeit der Entstehung der späteren Forderung eine 
frühere Sehuld aurselben Art an denselben Gläubiger 


nieht bezahlt hat. 


Forderungen für die wiederholte Verabreichung 
der im ersten Absatze bezeichneten Getränke an ei- 
nen Gast während seines ununterbrochenen Aufent- 
haltes in der Gastwirtschaft oder während seiner 
Beherbergung in demselben Gasthause gelten als ein- 


heitliche Forderung. 


Die Gemäß Absatz 1 nieht klagbaren Zechschul- 
den können auch nicht gegen Forderungen des Schuld- 


ners aufgerechnet werden. 
Ss 15. 
Ungültigkeit von Verträgen. 

Ungältig sind: 

Pfand- und Bürgschaftsverträge zur Befestigung 
der nach $ 14 nichtklagbaren Forderungen; 

Arbeitsverträge, vermöge deren dem Arbeitneh- 
mer auf Rechnung des Lohnes gebrannte geistige 


Getränke verabreicht werden. 


IV, Abschnitt. 
Strafrechtliche Bestimmungen. 


S 16. 
Verabreichung geistiger Getränke au 
Unmündige und Trinker. 


Verboten ist: 


1. beim Ausschanke geistiger Getränke oder 
beim Handel mit diesen Getränken einem Unmündi- 


gen ein geistiges Getränk zum eigenen (zenusse zu 


verabreichen oder verabreichen zu lassen, 


_ Jill. a u a au Tr ei fe | 
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% einem Unmündigen geistige (keträuke von 
soleher Art oder in solehen Mengen oder so häufig zum 
eigenen Genusse zu verabreichen oder verabreichen 
zu lassen, daß ihr Genuß die Gesundheit oder körper- 


liche Entwicklung des Unmündigen gefährden kann, 


3. einen seiner Aufsicht oder Obhut unterste- 
henden Unmündigen geistige (Getränke von solcher 
Art oder in solchen Mengen oder so häufig genießen 
zu lassen, daß ıhr Genuß die Gesundheit oder körper- 


liche Eutwieklung des Unmündigen gefährden kann, 


4. einem offenbar Trunkenen ein geistiges Ge- 


träulk zu verarbreichen oder verabreichen zu lassen. 


$ 17. 
Verbot der Verabreichung geistiger 
Getränke au bestimmte Personen. 
Das Kreiskommando und auf Grund seiner Er- 
wächtigung der (temeindevorsteher können das Ver- 
bot erlassen, bestimmten Personen geistige Getränke 
zu verabreichen. Das Verbot wud ıumerhalb seines 


Gelwungsbereiches ın ortsüblicher Weise verlautbart. 


§ 18. 
Umgehung der Nichtklagbarkeit von 
Zechschulden, Abschluß ungältiger 


Verträge. 
Verboten ıst: 


l- sich vom Schuldner viner nach $ 14 nicht- 
klagbaren Forderung, von dessen Familienangehörigen, 
vom Ptandbesteller oder Burgen (§ 15) eine Urkunde 
ausstellen zu lassen, die keinen oder einen unwahren 
Verpflichtungstitel enthält und eine Umgehung der 
Nıichtklagbarkeit, der Uuzulässigkeit der Auftrechuung 
oder der Ungültigkeit der Ptaud- oder Bürgschafts- 


bestellung bewirken soll. 


2. sich die Erfüllung eiuer uichtklagbaren 
Forderung aus dem Verkaufe geistiger Geträuke 
durch Verpfündung der Ehre, eidliche oder eine ähn- 


liche Beteuerung versprechen zu lassen; 
3. mit emem Arbeitnehmer einen Arbeitsver- 
trag abzuschließen, der nach $ 15 ungültig ist. 
$ 19. 
Strafkompetenz und Strafausmaß. 


Y . A . 
Übertretuugen dieser Verordnung oder einer 


auf Grund derselben erlassenen Vorschrift werden vom 


Kreiskommando — soferne die Handlung nicht unter 
eine strengere Strafbestimmung fällt — mit Geldstrafe 
bis zu funftausend Kronen oder mit AÄrrest bis zu 
sechs Monaten bestraft. 

Neben der Freiheitsstrafe kann Geldstrafe bis 


zu dreitausend Kronen verhängt werden. 
V. Abschnitt. 


Allgemeine und Schlußbestimmungen. 


20. 


Ermächtigung zu Durchführungsmaß- 


AJ: 


nahmen. 


Der Militärgeneralgouverneur ist ermächtigt, 
alle Verordnungen zu erlassen und alle Einrichtungen 
zu schalfen, die zur Durchführung des Spiritus- und 


Brauntwein monopols notwendig sind. 


Zwangsmalnahmen. 


Die Konzession zum Handel mit Spiritus oder 


Branutwein kann jederzeit entzogen werden. 


Sie muß entzogen werden, wenn die Voraus- 
setzung der Verlaßliehkeit und Unbescholtenheit des 
Kunzessionsinhabers wegtällt oder beim Betriebe diese 
Verordnung oder eine auf Grund derselben erlassene 
Vorsehrift trotz wiederholter Bestrafung uud behör- 


dlieher Mahnung nicht eingehalten wird 


Zur Sicherung des Erfolges kann das Kreiskom- 
mando die Betriebsstätte zwangsweise schließen und 


die Beschlagnahme der Waren verfügen. 
822. 
Ü bergangsbestimmungen 


Die im Okkupationsgebiete vorhandenen, zur 
Veräußerung bestimmten und nicht durch die k. u k. 
Militärverwaltung eingeführten oder erworbenen Vor- 
räte an Spiritus und Branntwein können ohne Br- 
wmächtigung der k. u. k Militärverwalvung nur bis 19. 
Mai 1916 abgesetzt werden, soferne sie nieht vor die- 
sem Tage beim Kreiskommanddo, in dessen Amtsge- 


biete sie lagern, angemeldet werden. 
Die Aumelduug wird bescheinigt. 
Nichtaugemeldete Vorräte werden mit dem 10. 
Mai 1916 von Kreiskommando als verfallen erklärt. 
Angemeldete Vorräte können ohne Brimächti- 


gung der k. u. k. Militärverwaltung bis 1. Juli 1916 


nn u u Er nd 


8. 


Nr. 10. 


Die bis 


Vorräte werden von der k u k. 


abgesetzt werden, dahin nieht abgeselzten 
Miltärverwaltung 
zu den vereinbarten oder zu jenen Preisen übernom- 
oder Branntwein den 


men, zu denen der Spiritus 


Händlern überlassen wırd (§, 5, Absatz 2). 
ln bezug auf die im ersten Absatze bezeichneten 
Vorräte können die nach den Landesgesetzen 


Steuern 


Militärgeneralgouverneurs bis zum Betrage von hun- 


emge- 


henden indirekten dureh des 


Verordnung 


dert Prozent des Stenersatzes erhöht werden. 


Personen, denen die Ausfuhr eines bestimmten 
Spiritus- oder Branntweinvorrabtes aus der Monarchie 
bewilligt wurde, können diesen Vorrat bis zum 15. 
Mai 1916 einführen. Die betreffenden Vorräte unter- 
liegen nach der Einfuhr den Vorsehriften dieses Para- 
graphen. 


8 23. 


Bestehende Gewerbereohte. 


Der Handel mit den in § 22 bezeichneten Vor- 


räten sowie der Handel mit jenen Arten von Spiritus 
oder Branntwein, die vom Absatzmonopole ausgenom- 
men sind ($ 2), kanu ohne Erwirkung der m § 6 vor- 
geschriebenen Konzession erfolgen, wenn der Händler 
beim Inkrafttreten dieser Verordnung hiezu auf Grund 


früher erworbener Gewerberechte befugt war. 


Authebung älterer Vorschriften. 


Die russischen Vorschriften über die in dieser 
Verordunng geregelten Gegenstände insbesondere die 
Gewährung von Vergütungen bei der Ausfuhr von 


Spiritus oder Branntwein sind aufgehoben, 


Auf Steuerrückvergütungen findet der erste 
Absatz keine Anwendung, 
§ 25. 
Wirksamkeitsbeginn. 
Diese Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1916 in 


Kratt. 


Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


Der k. u. k. Kreiskommandant: 


ADOLF SCHALLERnm. p 


Oberst. 


